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Guten Tag,  

die betriebliche Altersversorgung dient wesentlich der zusätz­
lichen Absicherung im Alter und soll den Beschäftigten helfen, 
etwaige Versorgungslücken, die sich in der gesetzlichen Renten­
versicherung ergeben, auszugleichen.

Damit bei Beschäftigten mit Einkünften oberhalb der Beitrags­
bemessungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung solche 
Versorgungslücken vermieden werden, haben sich die Tarifpart­
ner auf eine Sonderregelung im Tarifvertrag Altersversorgung, 
ATV, geeinigt.

Hiernach entrichten die Arbeitgeber – sofern die jeweiligen Vor­
aussetzungen vorliegen – zugunsten der Beschäftigten zusätz­
liche Beiträge zur kapitalgedeckten Versicherung VBLextra.

Unsere VBLspezial stellt für Sie die wichtigsten Informationen  
zur Sonderregelung nach § 39 Absatz 1 ATV zusammen. 

Unser Kundenservice steht Ihnen wie immer für alle weiteren 
Fragen rund um das Thema betriebliche Altersversorgung zur 
Verfügung. Rufen Sie uns an – wir sind Ihnen bei der Abwicklung 
der Sonderregelung für Beschäftigte mit höheren Entgelten gerne 
behilflich!

Mit besten Grüßen

Joachim Siebert
Abteilungsleiter Kundenmanagement

Januar 2025 

Sonderregelung bei Bund und  
TdL für Beschäftigte mit höheren 
Entgelten.
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1 Aufwendungen zur Pflichtversicherung nach § 63 Absatz 1 VBLS.

Jahr 2025

Umlage des Arbeitgebers  1,06 %

Beitrag zum Kapitaldeckungsverfahren 6,25 %

davon Arbeitgeberanteil 2,00 %

davon Arbeitnehmeranteil 4,25 %

2  Sonderregelung für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach § 82 Absatz 1 VBLS. 

Grenzwert: Entgeltgruppe 15 Stufe 5 TVöD/Bund multipliziert mit dem Faktor 1,181

vom 01.03.2024 bis 31.03.2025 8.712,58 Euro

im Monat der Jahressonderzahlung 2024 13.940,12 Euro

vom 01.04.2025 bis 30.04.2026* 8.973,96 Euro

im Monat der Jahressonderzahlung 2025 14.358,34 Euro

3 Sonderregelung für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach § 82 Absatz 2 VBLS.

Grenzwert: Entgeltgruppe 15 Stufe 6 TVöD/VKA multipliziert mit dem Faktor 1,133

vom 01.03.2024 bis 31.03.2025 8.778,71 Euro

im Monat der Jahressonderzahlung 2024 13.324,33 Euro 

vom 01.04.2025 bis 30.04.2026* 9.042,08 Euro

im Monat der Jahressonderzahlung 2025 13.724,06 Euro

4 Höchstgrenze des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts.
(Absatz 2 der Ausführungsbestimmungen zu § 64 Absatz 4 Satz 1 VBLS)

Jahr 2025 monatlich im Monat der 
Jahressonderzahlung

2,5-facher Wert der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Jahr 2025 20.125,00 Euro 40.250,00 Euro

5 Steuerliche Grenzbeträge für Aufwendungen zur Pflichtversicherung.

Jahr 2025 monatlich jährlich

Steuerfreie Umlage des Arbeitgebers nach § 3 Nr. 56 EStG. 
Wichtig: Ab 2025 steigt der Steuerfreibetrag von bisher 3 % auf 4 % der
Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 322,00 Euro 3.864,00 Euro
Pauschalversteuerung der Arbeitgeberumlage
nach § 40b EStG i. V. m. § 16 Absatz 2 ATV 89,48 Euro 1.073,76 Euro

Steuerfreibetrag nach § 3 Nummer 63 Satz 1 EStG 
für Beiträge zum Kapitaldeckungsverfahren in Höhe von 8 % der Beitrags- 
bemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 644,00 Euro 7.728,00 Euro

Sozialversicherungsfreiheit der Beiträge zum Kapitaldeckungsverfahren 
nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 SvEV in Höhe von 4 % der Beitragsbemes-
sungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 322,00 Euro 3.864,00 Euro

Rechengrößen in der Zusatzversorgung 2025 – 
Abrechnungsverband Ost.

* Der Tarifabschluss 2025 für Bund und Kommunen hat eine Laufzeit bis 31.03.2027. Ab dem 01.05.2026 sieht dieser eine weitere Erhöhung des Tabellenent-
gelts vor. Die Grenzwerte für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach § 82 Abs. 1 und 2 ändern sich somit zu diesem Zeitpunkt.
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7  Mindestbeitrag zur freiwilligen Versicherung.
(§ 25 Absatz 2 AVBextra; § 20 Absatz 2 AVBdynamik)

Jahr 2025 monatlich jährlich

1/160 der Bezugsgröße nach § 18 Absatz 1 SGB IV 23,41 Euro 280,88 Euro

8 Abfindung.
(§ 43 Absatz 1 Satz 1 VBLS)

Jahr 2025 monatlich

Renten, die einen Monatsbetrag von 1 % der monatlichen Bezugsgröße nach  
§ 18 SGB IV nicht übersteigen. 37,45 Euro

Hinweis zu Ziffer 1:
Für Pflichtversicherungen von Beschäftigten, deren zusatzversorgungspflichtiges Entgelt sich nach Ta rifvertrags-
regelungen für das Tarifgebiet West bemisst, gilt der Umlagesatz des Abrechnungsverbandes West auch nach 
einem – zeitlich nicht im Voraus begrenzten – Wechsel auf einen Arbeitsplatz im Beitrittsgebiet bei demselben  
Arbeitgeber; Beiträge zum Kapitaldeckungsverfahren im Abrechnungsverband Ost/Beitrag sind in diesem Fall 
nicht zu leisten (§ 64 Absatz 2 Satz 4 VBLS).

Hinweise zu Ziffer 5 und 6:
Die Grenzbeträge nach § 3 Nummer 63 EStG gelten insbesondere für
 Fälle, in denen das monatliche Entgelt den Grenzwert nach § 82 Absatz 1 VBLS übersteigt und der Arbeitgeber 

einen Beitrag in Höhe von 8 Prozent des übersteigenden Betrages zur freiwilligen Versicherung entrichtet,
 Beiträge, die der Arbeitgeber nach § 28 Absatz 1 VBLS zugunsten von befristet wissenschaftlich Beschäftigten 

zur freiwilligen Versicherung leistet,
 Beiträge zur freiwilligen Versicherung im Rahmen der Entgeltumwandlung,
 alle insgesamt in einem Kalenderjahr geleisteten Beiträge zu einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversor-

gung aus dem ersten Dienstverhältnis.

Ergänzende Hinweise:
 Laufende Beiträge zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung an Pensionskassen und Direktversiche-

rungen, die noch gemäß § 40b EStG a.F. pauschal besteuert werden, sind gemäß § 52 Absatz 4 Satz 23 EStG  
auf das steuerfreie Volumen nach § 3 Nummer 63 Satz 1 EStG von bis zu 8 Prozent der Beitragsbemessungs-
grenze in der gesetzlichen Rentenversicherung anzurechnen.

 Steuerfreie Beiträge nach § 3 Nummer 63 EStG werden auf die Grenzbeträge für die Steuerfreiheit der Arbeitgeber- 
umlagen nach § 3 Nummer 56 EStG angerechnet.
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1 Sonderregelung für den Bereich des   
 Bundes und der Tarifgemeinschaft  
 deutscher Länder (TdL). 

§ 39 Absatz 1 ATV/§ 82 Absatz 1 VBL­Satzung (VBLS) 
enthalten für den Bereich des Bundes und der Länder 
eine Sonderregelung für die pflichtversicherten Beschäf­
tigten und freiwillig versicherte Beschäftigte mit wissen­
schaftlicher Tätigkeit (§ 28 Absatz 1 VBLS), die in der 
VBLextra versichert sind.

Für diese Beschäftigten wird eine ergänzende Anwart­
schaft in der Versicherung VBLextra begründet, sofern 
ihr zusatzversorgungspflichtiges Entgelt einen bestimm­
ten Grenzbetrag übersteigt. Hierbei ist es unerheblich,  
ob die Überschreitung einmalig oder regelmäßig erfolgt.

Der monatliche Grenzbetrag ergibt sich aus dem je nach 
Tarifgebiet West beziehungsweise Ost unterschiedlichen 
Tabellenwert der Entgeltgruppe 15 Stufe 5 TVöD/Bund, 
multipliziert mit dem Faktor 1,181. Sofern eine Jahresson­
derzahlung zu berücksichtigen ist, wird in diesem Monat 
der vorgenannte Tabellenwert jährlich einmal einschließ­
lich der Jahressonderzahlung ermittelt. 

Die VBL gibt die jeweils geltenden Grenzbeträge jähr­ 
lich bekannt und veröffentlicht diese auf der Website 
www.vbl.de unter der Rubrik „Service/Downloadcenter/
Für Arbeitgeber/Rechengrößen“. 

Der Arbeitgeber zahlt für Beschäftigte, deren Entgelte 
den so ermittelten Grenzbetrag überschreiten, neben 
den sonstigen Pflichtaufwendungen einen Beitrag in 
Höhe von acht Prozent des übersteigenden Betrages 
in die Versicherung VBLextra ein. Erhalten Beschäftigte 
eine zusatzversorgungspflichtige Zuwendung, ist diese 
einmal jährlich wie beschrieben zu berücksichtigen. Für 
die Beschäftigten entstehen keine zusätzlichen Kosten 
durch diese Versicherung.

Der Arbeitgeber kann für seine Beiträge in die freiwillige 
Versicherung die Steuerfreiheit des § 3 Nummer 63 
Einkommensteuergesetz (EStG) in Anspruch nehmen, 
soweit sie acht Prozent der Beitragsbemessungsgren­
ze West in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht 
übersteigen. Zusätzlich sind die Beiträge bis maximal vier 
Prozent der Beitragsbemessungsgrenze West in der ge­
setzlichen Rentenversicherung sozialversicherungsfrei. 

Beiträge, die nach § 3 Nummer 63 EStG steuerfrei ge­
stellt wurden, sind auf die Steuerfreibeträge nach § 3 
Nummer 56 EStG anzurechnen. Steuerfreie Arbeitgeber­
anteile an der Umlage stehen also insoweit nicht mehr 
zur Verfügung.
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1 Aufwendungen zur Pflichtversicherung nach § 63 Absatz 1 VBLS.

Jahr 2025

Umlage des Arbeitgebers  1,06 %

Beitrag zum Kapitaldeckungsverfahren 6,25 %

davon Arbeitgeberanteil 2,00 %

davon Arbeitnehmeranteil 4,25 %

2  Sonderregelung für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach § 82 Absatz 1 VBLS. 

Grenzwert: Entgeltgruppe 15 Stufe 5 TVöD/Bund multipliziert mit dem Faktor 1,181

vom 01.03.2024 bis 31.03.2025 8.712,58 Euro

im Monat der Jahressonderzahlung 2024 13.940,12 Euro

vom 01.04.2025 bis 30.04.2026* 8.973,96 Euro

im Monat der Jahressonderzahlung 2025 14.358,34 Euro

3 Sonderregelung für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach § 82 Absatz 2 VBLS.

Grenzwert: Entgeltgruppe 15 Stufe 6 TVöD/VKA multipliziert mit dem Faktor 1,133

vom 01.03.2024 bis 31.03.2025 8.778,71 Euro

im Monat der Jahressonderzahlung 2024 13.324,33 Euro 

vom 01.04.2025 bis 30.04.2026* 9.042,08 Euro

im Monat der Jahressonderzahlung 2025 13.724,06 Euro

4 Höchstgrenze des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts.
(Absatz 2 der Ausführungsbestimmungen zu § 64 Absatz 4 Satz 1 VBLS)

Jahr 2025 monatlich im Monat der 
Jahressonderzahlung

2,5-facher Wert der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Jahr 2025 20.125,00 Euro 40.250,00 Euro

5 Steuerliche Grenzbeträge für Aufwendungen zur Pflichtversicherung.

Jahr 2025 monatlich jährlich

Steuerfreie Umlage des Arbeitgebers nach § 3 Nr. 56 EStG. 
Wichtig: Ab 2025 steigt der Steuerfreibetrag von bisher 3 % auf 4 % der
Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 322,00 Euro 3.864,00 Euro
Pauschalversteuerung der Arbeitgeberumlage
nach § 40b EStG i. V. m. § 16 Absatz 2 ATV 89,48 Euro 1.073,76 Euro

Steuerfreibetrag nach § 3 Nummer 63 Satz 1 EStG 
für Beiträge zum Kapitaldeckungsverfahren in Höhe von 8 % der Beitrags- 
bemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 644,00 Euro 7.728,00 Euro

Sozialversicherungsfreiheit der Beiträge zum Kapitaldeckungsverfahren 
nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 SvEV in Höhe von 4 % der Beitragsbemes-
sungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 322,00 Euro 3.864,00 Euro

Rechengrößen in der Zusatzversorgung 2025 – 
Abrechnungsverband Ost.

* Der Tarifabschluss 2025 für Bund und Kommunen hat eine Laufzeit bis 31.03.2027. Ab dem 01.05.2026 sieht dieser eine weitere Erhöhung des Tabellenent-
gelts vor. Die Grenzwerte für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach § 82 Abs. 1 und 2 ändern sich somit zu diesem Zeitpunkt.
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1 Aufwendungen zur Pflichtversicherung nach § 63 Absatz 1 VBLS.

Jahr 2025

Umlage insgesamt 7,30 %

davon Arbeitgeberanteil 5,49 %

davon Arbeitnehmeranteil 1,81 %

Sanierungsgeld 0,00 %

2  Sonderregelung für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach § 82 Absatz 1 VBLS. 

Grenzwert: Entgeltgruppe 15 Stufe 5 TVöD/Bund multipliziert mit dem Faktor 1,181

vom 01.03.2024 bis 31.03.2025 8.712,58 Euro

im Monat der Jahressonderzahlung 2024 13.940,12 Euro

vom 01.04.2025 bis 30.04.2026* 8.973,96 Euro

im Monat der Jahressonderzahlung 2025 14.358,34 Euro

3 Sonderregelung für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach § 82 Absatz 2 VBLS. 

Grenzwert: Entgeltgruppe 15 Stufe 6 TVöD/VKA multipliziert mit dem Faktor 1,133

vom 01.03.2024 bis 31.03.2025 8.778,71 Euro

im Monat der Jahressonderzahlung 2024 13.324,33 Euro

vom 01.04.2025 bis 30.04.2026* 9.042,08 Euro

im Monat der Jahressonderzahlung 2025 13.724,06 Euro

4 Höchstgrenze des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts.
(Absatz 2 der Ausführungsbestimmungen zu § 64 Absatz 4 Satz 1 VBLS)

Jahr 2025 monatlich im Monat der 
Jahressonderzahlung

2,5-facher Wert der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Jahr 2025 20.125,00 Euro 40.250,00  Euro

5 Steuerliche Grenzbeträge für Aufwendungen zur Pflichtversicherung.

Jahr 2025 monatlich jährlich

Steuerfreie Umlage des Arbeitgebers nach § 3 Nr. 56 EStG. 
Wichtig: Ab 2025 steigt der Steuerfreibetrag von bisher 3 % auf 4 % der
Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 322,00 Euro 3.864,00 Euro
Pauschalversteuerung der Arbeitgeberumlage
nach § 40b EStG i. V. m. § 37 Absatz 2 ATV 92,03 Euro 1.104,36 Euro

6 Steuerliche Grenzbeträge für Aufwendungen zur freiwilligen Versicherung.

Jahr 2025 monatlich jährlich

Steuerfreibetrag nach § 3 Nummer 63 Satz 1 EStG für Beiträge zum Kapitalde-
ckungsverfahren in Höhe von 8 % der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetz-
lichen Rentenversicherung 644,00 Euro 7.728,00 Euro
Sozialversicherungsfreiheit der Beiträge zum Kapitaldeckungsverfahren 
nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 SvEV in Höhe von 4 % der Beitragsbemes-
sungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 322,00 Euro 3.864,00 Euro

Rechengrößen in der Zusatzversorgung 2025 – 
Abrechnungsverband West.

* Der Tarifabschluss 2025 für Bund und Kommunen hat eine Laufzeit bis 31.03.2027. Ab dem 01.05.2026 sieht dieser eine weitere Erhöhung des Tabellenent-
gelts vor. Die Grenzwerte für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach § 82 Abs. 1 und 2 ändern sich somit zu diesem Zeitpunkt.
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VBL. Versorgungsanstalt des Bundes  
und der Länder
Hans-Thoma-Straße 19
76133 Karlsruhe

  www.vbl.de

Entgeltumwandlung 
lohnt sich!
Nutzen Sie alle Vorteile für Ihre freiwillige  
betriebliche Altersvorsorge mit der VBLextra,  
ein Vorsorgeprodukt speziell für die bei uns 
pflichtversicherten Beschäftigten.

  Schnelle und einfache Abwicklung. VBL-Ver- 
sicherte profitieren von der Zusammenarbeit  
des Arbeitgebers mit der VBL. 

 Das umgewandelte Entgelt ist im Jahr 2025  
bis 7.728 Euro steuerfrei! Darüber hinaus  
sparen Sie Sozialabgaben – dies gilt in 2025  
für Jahresbeiträge bis 3.864 Euro.

 Renten- oder Kapitalleistungen werden erst  
im Alter besteuert – mit einem dann meist 
niedrigeren Steuersatz.

 VBL-Versicherungen haben keinen Einfluss auf  
die Höhe des Bürgergeldes. Bei Arbeitslosigkeit 
muss dieses Vorsorgevermögen also nicht ver- 
braucht werden.

Auf uns können Sie sich verlassen!
VBL. Die betriebliche Altersvorsorge  
für den öffentlichen Dienst.

Wir sind der Ansprechpartner, wenn es um Ihre be-
triebliche Altersvorsorge geht. Aktuell betreuen wir 
als größte Zusatzversorgungskasse in Deutschland 
mehr als 5,2 Millionen Versicherte und 1,5 Millionen 
Rentnerinnen und Rentner. 

  Sicherheit und Verlässlichkeit stehen dabei für uns 
an erster Stelle. Schließlich ist es Ihr Geld. 

  Neben der Pflichtversicherung VBLklassik bieten  
wir eine zusätzliche freiwillige Versicherung an:  
die VBLextra. 

  Als öffentlich-rechtliche Einrichtung geben wir 
Gewinne an Sie weiter – bei nur geringen Kosten 
für Vertragsabschluss und Verwaltung. 

Mehr Informationen rund um Ihre betriebliche 
Altersvorsorge finden Sie unter www.vbl.de

Druck: www.vbl.de · Februar 2025

Einkommen umwandeln – weniger Steuern  
zahlen. Lassen Sie sich vom Staat bei der  
betrieblichen Altersvorsorge unterstützen.

Was bringt  
mir die Entgelt-
umwandlung?

2 Meldung und Beitragsentrichtung  
 in der VBLextra. 

Der Arbeitgeber meldet die betreffenden Beschäftigten 
mit dem Vordruck „FV2“ zur freiwilligen Versicherung 
VBLextra an. Das Formular ist auf unserer Website 
www.vbl.de unter der Rubrik „Service/Downloadcenter/
Freiwillige Versicherung/Formulare“ zu finden. 

Mit seiner Unterschrift bestätigt der Arbeitgeber, dass 
die Voraussetzungen für die Entrichtung von Beiträgen in 
diese Versicherung für Entgelte über dem Grenzbetrag 
erfüllt sind. Über die Anmeldung zur VBLextra erhalten 
Arbeitgeber und Beschäftigte je einen Nachweis. 

Eine Anmeldung ist ausnahmsweise nicht notwendig, 
wenn wissenschaftlich Beschäftigte von der Pflicht zur 
Versicherung nach § 28 Absatz 1 VBLS befreit sind und 
aus diesem Grund bereits in der VBLextra angemeldet 
wurden. Dann ist in den Monaten, in denen der Grenz­
betrag überschritten wird, ein Beitrag in Höhe von acht 
Prozent aus dem übersteigenden Betrag zusätzlich zu 
dem regulären Beitrag nach § 28 Absatz 1 Satz 3 VBLS 
zu überweisen.

Die Beiträge zur VBLextra sind ausschließlich auf das 
folgende Konto der freiwilligen Versicherung zu leisten:

Bank Landesbank Baden­Württemberg
BIC  SOLADEST600
IBAN  DE30 6005 0101 0002 2287 70

Hinweis: Dieses Bankkonto dient speziell der Über­
weisung von Beiträgen in die freiwillige Versicherung. 
Aufwendungen zur Pflichtversicherung VBLklassik dürfen 
nicht zusammen mit den Beiträgen zur freiwilligen Versi­
cherung auf dieses Konto überwiesen werden.

3 Zusätzliche Altersvorsorge durch   
 Eigenbeiträge. 

Neben der VBLextra für Beschäftigte mit höheren Entgel­
ten, die durch den Arbeitgeber begründet wurde, kön­
nen die Beschäftigten ergänzend eine eigene freiwillige 
Versiche rung bei der VBL abschließen. Dadurch ist es 
ihnen möglich, durch eigene Beiträge eine zusätzliche 
kapitalgedeckte Altersversorgung aufzubauen. Für diese 
freiwillige Versicherung können die Beschäftigten im Rah­
men der gesetzlichen Regelungen die Riester­Förderung 
und – soweit die Freibeträge noch nicht ausgeschöpft 
wurden – auch die steuerliche Förderung im Wege der 
Entgeltumwandlung nutzen.

Nähere Informationen können Sie 
unserer Produktbroschüre VBLextra 
entnehmen. Sie finden diese auf un­
serer Website www.vbl.de unter der 
Rubrik „Service/Downloadcenter/
Freiwillige Versicherung“.

VBL. Versorgungsanstalt des Bundes  
und der Länder
Hans-Thoma-Straße 19
76133 Karlsruhe

  www.vbl.de

Riestern lohnt sich!
Nutzen Sie alle Vorteile für Ihre freiwillige  
betriebliche Altersvorsorge mit der VBLextra.

 Familien, Alleinerziehende, aber auch Singles
 profitieren von der Riester-Förderung.

 Grundzulage 175 Euro plus Kinderzulage bis
 zu 300 Euro plus mögliche Steuerersparnisse 

über den Sonderausgabenabzug.

 Junge Versicherte erhalten bis zum 25. Lebens-
jahr einmalig einen zusätzlichen Riester-Bonus 
von 200 Euro.

  Bis zu 30 Prozent des eingezahlten Kapitals 
können Sie sich bei Rentenbeginn auszahlen 
lassen, ohne dass die Förderung verloren geht.

  Wichtig: Rentenleistungen unterliegen nicht der 
Beitragspflicht in der gesetzlichen Kranken- 
und Pflegeversicherung, wenn Sie sich für die  
Riester-Förderung entschieden haben.

Hinweis: Die Riester-Förderung im Wege der 
betrieblichen Altersversorgung bei der VBL ist nur  
sogenannten unmittelbar zulageberechtigten Per- 
sonen möglich, d.h. Personen, die in der gesetz-
lichen Rentenversicherung pflichtversichert sind.

Auf uns können Sie sich verlassen!
VBL. Die betriebliche Altersvorsorge  
für den öffentlichen Dienst.

Wir sind der Ansprechpartner, wenn es um Ihre be-
triebliche Altersvorsorge geht. Aktuell betreuen wir 
als größte Zusatzversorgungskasse in Deutschland 
mehr als 5 Millionen Versicherte und 1,5 Millionen 
Rentnerinnen und Rentner. 

  Sicherheit und Verlässlichkeit stehen dabei für uns 
an erster Stelle.  

  Neben der Pflichtversicherung VBLklassik bieten  
wir eine zusätzliche freiwillige Versicherung an:  
die VBLextra.

 Als öffentlich-rechtliche Einrichtung arbeiten wir
 mit geringen Verwaltungskosten und erheben
 weder Abschlussgebühren noch Provisionen. 

Mehr Informationen rund um Ihre betriebliche 
Altersvorsorge finden Sie unter www.vbl.de

Druck: www.vbl.de · Februar 2025

Lassen Sie sich vom Staat bei der betrieblichen 
Altersvorsorge unterstützen.

Riester-
Förderung

VBL. Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder
Hans-Thoma-Straße 19, 76133 Karlsruhe 
Telefon 0721 93 98 93 5, Telefax 0721 155-1355
kundenservice@vbl.de, www.vbl.de

Antragseingang bei der VBL 
(Tag | Monat | Jahr)

Zustellvermerk

FV
2 

– 
10

.2
02

3

Angaben zum beteiligten Arbeitgeber. (Versicherungsnehmer) Bitte deutlich in Großbuchstaben ausfüllen.

Anmeldung zur freiwilligen Versicherung VBLextra 
nach § 28 und § 82 VBLS.
Bitte beachten Sie die umseitigen Hinweise beim Ausfüllen des Antrags.

Titel Nachname

Vorname Geburtsname (sofern abweichend)

Geburtsort

VBL-Versicherungsnummer Geburtsdatum (Tag | Monat | Jahr)

WohnortLänderkennzeichen

–

Bezeichnung der zuständigen Dienststelle

OrtPostleitzahl

Postleitzahl

Kontonummer des Arbeitgebers Verteilerschlüssel des Arbeitgebers (falls vorhanden)

Name des/der zuständigen Sachbearbeiters/in für Rückfragen

Telefon des/der zuständigen Sachbearbeiters/in

E-Mail

Wissenschaftliche Beschäftigte  
nach § 28 VBLS.

Sonderregelung bei Bund und TdL  
nach § 82 Abs. 1 VBLS.

Erklärung des Arbeitgebers
Wir bestätigen, dass die/der o. g. Beschäftigte die Voraussetzungen für 
eine Befreiung von der Pflicht zur Versicherung nach § 28 Abs. 1 VBLS 
erfüllt und sie/er den hierzu erforderlichen Antrag bei uns gestellt hat am 1 : 

Tag | Monat | Jahr

Beginn des   
Arbeitsverhältnisses: 

Tag | Monat | Jahr
 

Uns ist bekannt, dass wir ab dem vorgenannten Zeitpunkt zugunsten  
der/des Beschäftigten Beiträge in Höhe der auf uns entfallenden Aufwen-
dungen für die Pflichtversicherung, höchstens aber 4 % des zusatzver-
sorgungspflichtigen Entgelts zur freiwilligen Versicherung in Anlehnung 
an das Punktemodell (VBLextra) monatlich zu zahlen haben.

Erklärung des Arbeitgebers
Wir bestätigen, dass zugunsten der/des o. g. Beschäftigten die Vor-
aussetzungen nach § 82 Abs. 1 VBLS zur Entrichtung von Beiträgen 
in die freiwillige Versicherung für Beschäftigte mit höheren Entgelten 
erstmals nach dem 31. Dezember 2001 erfüllt sind.

Uns ist bekannt, dass wir in dem jeweiligen Kalendermonat, in dem 
die Voraussetzungen nach § 82 Abs. 1 VBLS vorliegen, zugunsten 
der/des Beschäftigten 8 % des übersteigenden Betrages in die frei-
willige Versicherung in Anlehnung an das Punktemodell (VBLextra) zu 
zahlen haben.

Monat, ab dem die 
Beitragspflicht erstmals vorliegt:

 Monat | Jahr

1 Datum des Antragseingangs: Der Antrag muss innerhalb von zwei Monaten nach 
Beginn des Arbeitsverhältnisses beim Arbeitgeber eingegangen sein.

Stempel und Unterschrift des Arbeitgebers Stempel und Unterschrift des Arbeitgebers

Ort Datum Ort Datum

Angaben zur Person der/des Beschäftigten. (Versicherte/-r) Bitte deutlich in Großbuchstaben ausfüllen.

Straße Hausnummer

Straße Hausnummer

diversFrau unbestimmtHerr



4

Druck: www.vbl.de · April 2025

5 Kontakt. 

Sie suchen Kontakt zur VBL, haben Fragen 
oder wünschen ein Beratungsgespräch?

Alle Informationen hierfür finden Sie 
unter www.vbl.de, dort in der Rubrik 
„Service/Kontakt & Beratung“.

Wir freuen uns auf Sie!

4 Online-Service. 
 
Auf unserer Website www.vbl.de finden Sie alle Informa­
tionen zur VBL und rund um Ihre betriebliche Altersvor­
sorge.

 � Versicherungsinformationen
 � Online­Rechner
 � Videos & Webcasts
 � Veranstaltungen
 � VBLnewsletter
 � Downloadcenter
 � Anträge & Formulare

  
Meine VBL ist Ihr persönlicher Bereich im VBL­Kunden­
portal.

Mit einer Registrierung über unsere Website können Sie 
jederzeit Ihre Vertragsdaten einsehen. Senden Sie uns 
ganz einfach Ihre Mitteilungen oder Anträge online.

Schauen Sie gerne mal unter 
www.vbl.de/meinevbl vorbei.


